Gesetz- und Verordnungsblatt
fiir das Land Brandenburg

Teil II — Verordnungen

27. Jahrgang Potsdam, den 8. Januar 2016 Nummer 1

Verordnung iiber die Anerkennung von niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsangeboten
nach § 45b Absatz 4 des Elften Buches Sozialgesetzbuch

(Angebotsanerkennungsverordnung — NBEA-AnerkV)

Vom 4. Januar 2016

Auf Grund des § 45b Absatz 4 Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung — (Artikel 1
des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBL. I S. 1014, 1015), der zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezem-
ber 2014 (BGBI. I S. 2222) geédndert worden ist, verordnet die Landesregierung:

§1

Zweck der Anerkennung

(1) Pflegebediirftige und Versicherte mit erheblichem Bedarf an allgemeiner Beaufsichtigung und Betreuung, die
héuslich gepflegt werden (Anspruchsberechtigte), haben nach § 45b des Elften Buches Sozialgesetzbuch einen An-
spruch auf zusitzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen. Sie erhalten hierfiir als Leistung der sozialen oder
privaten Pflegeversicherung eine Kostenerstattung in Hohe von bis zu 104 Euro monatlich (Grundbetrag) oder bis zu
208 Euro monatlich (erhdhter Betrag).

(2) Die Kostenerstattung umfasst auch Aufwendungen, die durch die Inanspruchnahme von nach Landesrecht
anerkannten niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsangeboten entstehen. Das sind Angebote, in denen
Helfende unter fachlicher Anleitung

1.  die Betreuung der Anspruchsberechtigten in Gruppen oder im hduslichen Bereich iibernechmen sowie pflegende
Angehorige und vergleichbar Nahestehende entlasten und beratend unterstiitzen oder

2. eine die vorhandenen Ressourcen und Féhigkeiten stirkende oder stabilisierende Alltagsbegleitung der An-
spruchsberechtigten einschlieSlich einer entlastenden Unterstiitzung in ihrem Haushalt erbringen sowie bei der
Bewiltigung von allgemeinen oder pflegebedingten Anforderungen des Alltags und bei der eigenverantwort-
lichen Organisation der individuell bedingten Hilfeleistungen unterstiitzen oder pflegende Angehdrige und ver-
gleichbar Nahestehende in ihrer Eigenschaft als Pflegende beratend, begleitend und entlastend unterstiitzen.

Zusitzlich kénnen die Anspruchsberechtigten nach § 45b Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch bei ihrer
Pflegekasse eine Umwidmung von bis zu 40 Prozent des je nach Pflegestufe bestehenden Sachleistungsanspruchs
beantragen und anschlieBend zur Kostenerstattung fiir die Inanspruchnahme der nach Landesrecht anerkannten
niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsangebote einsetzen.

(3) Voraussetzung fiir die Erstattungsféhigkeit ist, dass das niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebot
nach § 45c¢ des Elften Buches Sozialgesetzbuch gefordert wird oder forderfahig ist sowie nach Landesrecht anerkannt
ist. Das Anerkennungsverfahren hat das Ziel, die Qualitét der Betreuungs- und Entlastungsangebote zu sichern.
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(4) Die Anerkennung eines niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsangebots begriindet keinen Anspruch
auf offentliche Forderung.

§2

Niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote

(1) Die Verordnung gilt fiir niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote nach § 45¢ Absatz 3 und 3a
des Elften Buches Sozialgesetzbuch, die im Land Brandenburg tétig sind.

(2) Anerkennungsfihige niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote sind insbesondere

1. Angebote zur stundenweisen Betreuung von Anspruchsberechtigten im hauslichen Bereich,

2. Angebote zur stundenweisen Unterstiitzung von Anspruchsberechtigten im hauslichen Bereich bei der Bewalti-
gung von allgemeinen und pflegebedingten Anforderungen des Alltags, zum Beispiel bei der hauswirtschaft-
lichen Versorgung,

3. Betreuungsgruppen fiir Anspruchsberechtigte,

4. Angebote in Gruppen flir Anspruchsberechtigte, zum Beispiel Freizeit-, Kultur- und Sportangebote mit und
ohne deren pflegende Angehdorige oder vergleichbar Nahestehende,

5. Tagesbetreuung in Kleingruppen,
6.  Unterstiitzung bei der Organisation individuell bendtigter Hilfeleistungen oder

7. psychosoziale Begleitung der pflegenden Angehorigen oder anderer nahestehender Pflegepersonen.

§3

Anerkennungsvoraussetzungen
Voraussetzung fiir die Anerkennung ist, dass

1. auf der Grundlage eines eingereichten fachlichen Konzeptes eine regelméBige und verlédssliche Betreuung oder
Entlastung durch Helfende erfolgt, die fiir ihre Aufgaben geeignet sind sowie fachlich angeleitet werden,

2. fiir die Inanspruchnahme des Angebots eine Vergiitung verlangt wird, die unterhalb der Preise fiir vergleichbare
Sachleistungen nach § 36 Absatz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch liegt,

3. ein Versicherungsschutz gegen Sach- und Personenschidden, welche die Helfenden im Rahmen ihrer Tatigkeit
verursachen oder erleiden konnen, besteht,

4.  die raumlichen Voraussetzungen vorhanden sind, sofern Angebote in Gruppen stattfinden sollen und

5. das Angebot konzeptionell darauf ausgerichtet ist, seine Leistungen als Teil einer regionalen Versorgungsstruk-
tur zu erbringen und Bereitschaft fiir die Kommunikation und Kooperation innerhalb eines abgestimmten und
vernetzten Versorgungssystems besteht.

§4
RegelmiBigkeit und Verlisslichkeit des Angebots

Eine RegelmiBigkeit des Betreuungs- und Entlastungsangebots liegt vor, wenn dauerhaft und in bestimmten zeit-
lichen Abstinden, in der Regel wochentlich, Leistungen angeboten werden. Fiir die Verlésslichkeit des Betreuungs-
und Entlastungsangebots muss die Vertretung der Helfenden zum Beispiel im Fall von Urlaub oder Erkrankung
sichergestellt werden konnen.
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§5
Helfende und deren Eignung
(1) Helfende sind ehrenamtliche Helferinnen und Helfer, denen keine oder eine Aufwandsentschiddigung geleistet
wird, die im Rahmen des Betreuungs- und Entlastungsangebots die Grenzen des § 3 Nummer 26 des Einkommen-
steuergesetzes nicht tiberschreitet. Helfende konnen auch sozialversicherungspflichtig beschiftigte Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter sein. In diesem Fall sind sie zu den geltenden gesetzlichen Bedingungen sozialversicherungspflichtig

zu beschéftigen.

(2) Die personliche Eignung besitzen Personen nicht, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie sich
eines Verhaltens schuldig gemacht haben, aus dem sich die Untauglichkeit zur Erbringung der Leistungen ergibt.

(3) Die fachliche Eignung erwerben die Helfenden durch vorbereitende Schulungen, die hinsichtlich ihres Inhalts
und Umfangs auf das jeweilige Betreuungs- und Entlastungsangebot auszurichten sind. Sie miissen mindestens

30 Stunden umfassen. Durch die Schulungen sind insbesondere folgende Inhalte fachlich angemessen zu vermitteln:

1.  Basiswissen liber Krankheitsbilder- und Behinderungsarten (Ursachen und Symptome) und ihre psychosozialen
Folgen, Behandlungsformen und Pflege der zu betreuenden Menschen sowie Moglichkeiten der Hilfen,

2. Wahrnehmung des sozialen Umfeldes, der psychosozialen Situation von pflegenden Angehérigen und des
bestehenden Hilfe- und Unterstiitzungsbedarfs,

3. Kommunikation und Umgang mit pflegebediirftigen Menschen und Menschen mit eingeschrinkter Alltags-
kompetenz, Erwerb von Handlungskompetenzen in Bezug auf das Einfiihlen in die Erlebniswelt und im Um-

gang mit Verhaltensauffilligkeiten wie Aggressionen und Widerstédnde,

4. Methoden und Méglichkeiten der Betreuung, Beschéftigung und Begleitung der hilfebediirftigen Menschen zu
Hause und in Betreuungsgruppen,

5. Umgang mit akuten Krisen und Notfallsituationen,

6.  Kenntnis von Beratungsangeboten,

7. Wahrnehmung der Grenzen der eigenen Rolle als nicht professionelle Unterstiitzung,
8. rechtliche Rahmenbedingungen und

9.  Methoden der Begleitung und Unterstiitzung in der Versorgung von hilfebediirftigen Menschen.

§6
Fachliche Anleitung der Helfenden

(1) Fir die fachliche Anleitung ist eine kontinuierliche Begleitung und Unterstiitzung der Helfenden durch eine
geeignete Fachkraft erforderlich. Diese umfassen mindestens

1.  eine aufsuchende Beratung bei der oder dem Anspruchsberechtigten zur Klarung der Leistungszusagen der
Pflegekasse und der im Einzelfall geeigneten Form der Betreuung und Entlastung,

2. einregelméBiges Angebot von Team- und Fallbesprechungen fiir die Helfenden,

3. Dbedarfsgerechte Fortbildung der Helfenden sowie

4.  Beratung bei Verdnderung der Betreuungs- und Entlastungsbedarfe sowie bei Krisen.

(2) Entsprechend der Ausrichtung des Angebots kommen als Fachkrifte insbesondere Altenpflegerinnen und
Altenpfleger, Gesundheits- und Krankenpflegerinnen sowie Gesundheits- und Krankenpfleger, Gesundheits- und
Kinderkrankenpflegerinnen sowie Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger, Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten,

staatlich anerkannte Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziechungspfleger, staatlich anerkannte Heilpddagoginnen
und Heilpddagogen, staatlich anerkannte Sozialarbeiterinnen/Sozialpddagoginnen und Sozialarbeiter/Sozial-
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padagogen, staatlich anerkannte Sozialpddagoginnen und Sozialpddagogen, Diplompddagoginnen und Diplompéada-
gogen, Psychologinnen und Psychologen, Arztinnen und Arzte, Fachkrifte fiir die gerontopsychiatrische Betreuung
und Pflege, Hauswirtschafterinnen und Hauswirtschafter sowie Fachkrifte mit vergleichbaren Abschliissen in Be-
tracht.

§7

Anerkennungsverfahren

(1) Die Anerkennung eines niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsangebots setzt einen schriftlichen
Antrag des Anbieters bei der zustindigen Behorde voraus. Dem Antrag ist das Konzept des Betreuungs- und Entlas-
tungsangebots und der vorbereitenden Schulungen nach § 5 Absatz 3 beizufiigen. Das Konzept muss insbesondere
iiber Zielgruppe, Umfang und Methode der angebotenen Leistung sowie die Hohe der geforderten Vergiitung Aus-
kunft geben. Dariiber hinaus muss es belegen, dass die Anforderungen des § 3 in Verbindung mit den §§ 4, 5 Ab-
satz 1 und 3 sowie § 6 erfiillt sind und die Qualitit des Angebots gesichert ist.

(2) Zur Qualitétssicherung sind die Anbieter der anerkannten Angebote verpflichtet, auf Verlangen der zustéindigen
Behorde Auskunft tiber das bereitgestellte Angebot zu geben sowie nachzuweisen, dass die in § 3 in Verbindung mit
den §§ 4, 5 Absatz 1 und 3 sowie § 6 beschriebenen Anforderungen auch weiterhin erfiillt werden. Wird bekannt,
dass die Anforderungen nicht oder nicht mehr vorliegen, kann die Anerkennung widerrufen werden.

(3) Die Anerkennung bezieht sich auf die im eingereichten Konzept beschriebenen Angebote und wird befristet fiir
einen Zeitraum von lidngstens fiinf Jahren ausgesprochen.

(4) Fir die Anerkennung und den Widerruf gelten die Vorschriften iiber das Verwaltungsverfahren nach dem
Zehnten Buch Sozialgesetzbuch.

(5) Zustéindige Behorde ist das Landesamt fiir Soziales und Versorgung.

(6) Die zustindige Behorde iibersendet die Antrage den jeweiligen Landkreisen oder kreisfreien Stadten, in denen
die Leistungen der Betreuungs- und Entlastungsangebote schwerpunktmiflig erbracht werden sollen, mit der Gele-
genheit zur Stellungnahme innerhalb einer Frist von vier Wochen.

(7)  Zur Gewihrleistung der Unterrichtungs- und Beratungspflicht der Pflegekassen nach § 7 Absatz 3 Satz 6 des
Elften Buches Sozialgesetzbuch informiert die zustdndige Behorde die Landesverbénde der Pflegekassen sowie den
Verband der Privaten Krankenversicherung e. V. iiber den Abschluss von Anerkennungs- und Widerrufsverfahren.

§8
Ubergangsregelung

(1) Fiir niedrigschwellige Betreuungsangebote, die auf der Grundlage der Verordnung iiber die Anerkennung von
niedrigschwelligen Betreuungsangeboten nach § 45b des Elften Buches Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversiche-
rung — vom 13. November 2002 (GVBL 1II S. 644), die durch die Verordnung vom 16. Juni 2009 (GVBI. II S. 330)
gedndert worden ist, anerkannt wurden, gilt § 7 Absatz 2 und 3 mit der Maligabe, dass die Anerkennung bis zum
31. Dezember 2020 befristet ist.

(2) Unabhiingig von Absatz 1 konnen anerkannte Angebote bei Anderungen in Art und Umfang des Angebots
einen neuen Antrag auf Anerkennung stellen.

§9
Inkrafttreten, Auflerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung iiber die Anerken-
nung von niedrigschwelligen Betreuungsangeboten nach § 45b des Elften Buches Sozialgesetzbuch — Soziale Pflege-
versicherung — vom 13. November 2002 (GVBI. II S. 644), die durch die Verordnung vom 16. Juni 2009 (GVBI. 11
S. 330) gedndert worden ist, auBer Kraft.


http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_II_29_2002.pdf
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_II_19_2009.pdf
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_II_29_2002.pdf
http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_II_19_2009.pdf
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Potsdam, den 4. Januar 2016

Die Landesregierung
des Landes Brandenburg

Der Ministerprésident
Dr. Dietmar Woidke
Die Ministerin flir Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie

Diana Golze

Herausgeber: Ministerium der Justiz und fiir Europa und Verbraucherschutz
des Landes Brandenburg
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	1. Angebote zur stundenweisen Betreuung von Anspruchsberechtigten im häuslichen Bereich, 
	2. Angebote zur stundenweisen Unterstützung von Anspruchsberechtigten im häuslichen Bereich bei der Bewältigung von allgemeinen und pflegebedingten Anforderungen des Alltags, zum Beispiel bei der hauswirtschaft-lichen Versorgung,
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	2. ein regelmäßiges Angebot von Team- und Fallbesprechungen für die Helfenden,
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